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2sotoko11 

tiber die Landtagssitzung vom 16. Dezember 1942. 

Beginn vormittags 19 Uhr. 

Abwesend die Abg, Heinrich JJruahart und Dr. O. $ohädler, die 

krankheitshalber entschuldigt eind. Vir Heinr. Brunhart itiu- 

giert als Ersatzmann Meinrad äohMdler, Trieseaberg" 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen und nach Berei- 

aigung von 2 Brgändnngsautrdgen genelxnigt. 

Risch bemängelt, daes das Protokoll in vielen Punkten mangelhaft 

sei. Er stellt ferner den Antragedass das tandtagspretokoll den 

Zeitungen zur Veröffentlichung zur Verfügung gestellt werde. 

Der Landtag ati-amt diesem Antrage auf Aushändigung der Pro- 

tokolle zur auszugsweisen Veröffentlichung einetirmig zu, Bine 

Garantie für die Richtigkeit könne der Landtag nicht Übernehmen, 

da das Protokoll erst nach Genehmigung durch den Landtag ein- 

wandfrei sei� 

1. ro riations esuoh der Gemeinde Eschen we en eines pahr. 

weee durch das Pabriksareal der Preeta in Eschen. 

Das Gesuch der Gemeindevorstehun g Eschen auf Einraaumung den 

Expropriationareohtee wird verlesen und Dr. Vogt gibt noch die 

weiteren Erganzuni~en und Aufklärunges. wonach einzelne Leute mög- 

liohat viel herausholen möchten-Die Gemeinde Eschen habe sich ge- 

genüber der Preata verpflichtetgden alten Fahrweg aufzulassen 

und das öffentliche Interesse sei zweifellos n achgewiesen. Liech. 

tenatein habe ein eminentes Interesse an der Unterbringung von 

Arbei takrüften, welohes Problem a uCh nach dem Kriege wieder Sorgen 

bereiten könne. Die abrik könne sich nicht entwickeln, wenn der 

alte Fahrweg beibehalten werde. 

Bühler befürwortet die stattgebung des Etpropriationerechtee, 

f rasident hat Becenken wegen des öf. entlichen Interesoea, da es 

sich um ein privates ünternehrien handle, es stelle dies ein No- 

vum dar und die Konsequenzen seien zu überlegen. 

Der Landtag bewilligt in der Abstirarnung einstimmig der Gemeines 

Eschen den nmpreprintionerecht, 47 
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Iý 21 3! 212 lbesteuerang von t-enzg:: o ern nach vwreriberg, 

x® 
. Chef verweist auf die Reklamationen aus der Arbeiterschaft 

wegen dieser Doj, pelbesteuerung von Liechtensceinern. Die Sache 

sei mit dem Arbeiterirerband und den deutschen zuständigen Behör- 

den abgeklärt worden und es ergehe seitens der Legierung an den 

Landtag folgender Antrag: Diejenigen Arbeiter, welche üie Woche 

über weg bleiben, seien unsererseits eteuer1rei and erieinrS  nie 

gleiche Behandlung wie die Arbeiter, die in gleicher Weise in der 

Schweiz arbeiten. Die Grenzgänger, die jeuen Tag über die Grenze 

heimkehren, bezahlen bei uns die Steuern, wenn sie in Deutschlani 

weniger zahlen miissen, die bezahlen also nur die Differenz zwischen 

der deutschen und liechtensteinischen Steuer. Iat die liechtenstei-. 

Wische Steuer gleich hoch oder höher, soso ware der Erwerb aus 

Vorarrlberg der Besteuerung nicht unterworfen� 

Diese Neuregelung sei ein Gebot der Gerechtigkeit und sie hätte 

rückwirkend auf den 1. Oktober 1942 Geltung�Die Regierung benatrege 

dem Landtag diese Neuregelung im Sinne des in der Tagesordnung 

erflossea en Antrages der hegierunge 

ibr, 
ý, 

Vo t: Die Negierung steht auf dem Standpunkte, daes die Besteu- 

erung des Erwerbes der Grenzgänger nach Vorarlberg Sache deb lieehr 

ten steinischen Staates ist. Nach Auffassung der Legierung nimmt 

der deutsche Staat zu Unrecht diese Steuer von den GrensgAngern, 

Reg. Chef: Die Finanzbehörde in Feldkiroh hat uns nahe gelegt, die 

Steuer zu nehmen und sie sei für die Arbeiter auch jerträglieh. 

bele: Verweist auf die Ungereohtigkeit, daas viele Arbeiter unten 

steuerfrei ausgehen, die denn bei uns besteuert werden, das werde 

in Arbeiterkreisen nicht verstanden und dass man dann noch die 

Kinderzulage bei uns versteuern müase, habe bei vielen Arbeitern 

kein Verständnis gefunden4Man sollte auch- bei uns sozialer sein 

und derjeneige, der mehrere Kinder habe und unten steuerfrei sei, 

sollte auch bei uns nicht zur Entrichtung der Steuer herangeso« 

gen werdeq, Es müsse sowieso über kurz oder lang das Steuergesetz 

abgee, ndert werden«Der bisherige Abzug von Fr, l. - pro Kind Bei 

meräm nigh tsaagend. Ueberhaptt Sollten die wirtachaftlioh 

Schlechteren weitere Steuererleichterungen erfahren. 
qý3 
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Präsident : Grundsätzlich wirdA durch die neue tegelung dem jeni-" 

gen, de im Ausland zu Unrecht versteuert wird, ein Entgegenkommen 

getä, tigt. Ee ist eine vorübergeh&nde Sache, diese Ausnahme zu 

bestimmen und eine Steuergesetzanderung sei nicht zu empfehlen 

und auch nicht notwendig deswegen. 

J3runhart Louia: Wenn man diese Arbeiter in Vorarlberg freilassen 

Würde, $ommüaste man die in der Schweiz auch gleich behandeln. 

D_, 
_, 

V t: Feststeht dass wir einen Steueranspruch haben, Wenn wir 

teilweise auf die Steuer verzichten, so ist das unsererseits ein 

Entgegenkommen. Wenn der Staat schon den kleinen Finger bietet, so 

Will man gleich dieganze Hand, Vom liechtensteinischen Staate ver- 

langt man immer nur, aber geben will man ihm nichts. Eine Steuer- 

Freiheit für die Arbeiterschaft wäre wohl wünschenswert, aber wo 

Wären dann die Gemeinden daran, die ihre Verwaltung auch bezahlen 

müssen*wenn man aus Steinen Geldmachers könnte, so könnte man ja 

auf die Steuern verzichten, 

. 
kühler; Ich glaube, die ganze Welt würde mit uns tauschen und worin 

behauptet wird, was andere Staaten für die Arbeiter etz. tun, so muss 

dem auch gegenüber gehalten werden, das s sie aber auch viel die grös- 

seren Opfer verlangen. Reohtlich sei unser Staat berechtigt, diese 

Steuer zu nehmen. 

Sch. dler Eugen: Die Leute stehen bei uns nicht schlechter als andar owo. 

800 ; Es sind bei uns im Unterland bei Drainagearbeiten auch viele 

Schweizer beschaftigt, die bei uns auch keine Steuern bezahlen. 

Ricoh: Was sie unten bezahlen an Steuern, soll ihnen angerechne t 

werden, aber weiter kann man nicht gehen-Sie dürfen nicht besser ger 

otällt sein, als die Arbeiter hieronen. Uebrigens sind bei uns auch 

Kinderzulagen vorgesehen und die Arbeiterschaft dürfe bei uns zu- 

frieden aein, man tue was man könne* Die Gemeinden würden einen Aus- 
fall nicht ertragene 

Sele; Es herrscht, vielfach die Auffassung, dass die Leute unten mehr 

verdienen, das rührt aber in Wirklichkeit nur davon her, dass sie un. 

ten keinen Tag zu verlieren haben. 

Stile: lah bin auch der einung, dase Steuertb bezahlt werden muss, aber 

wenn man einem Teil eine Erleichterung ei'nräumt, so muss es auf einen 

413 

e-
ar

ch
iv.

li



4 

anderen Teil umgewälzt werden. 
rräsident: Die vorgesehene Erleichterung ist ein grosser sozialer 

-Schritt und Liechtenstein muss das in Anspruch nehmen'was ihm ge- 

bührt. Ich lasse abstinmen über den Antrag der Regierung. 

Der Antrag der Regierung wird bei einer Sti-: me Enthaltung in der 

Abstimmung angenommen, e 
ä, Gesetz betredie Konsortenwalder in Triesenberg. 

Dr'Vogt; Die Sache habe sich lange hingezogen. Eine gesetzliche Rege- 

lung muss nim getroffen werden. Bei der gesetzlichen I'egelung vom 

Jahre 1918 seine einzelne Parzellen vergessen worden mit zuüehandelo. 

Die Eigentumsverhältnisse seinen unklar und es werde{ seitens der 

4 egierung die Wiederinkafrtaetzung des Gesetzes vom Jahre 1918 und 

die Auaäahnung desselben auf die noch bestehenden Konaortenparzeli* 

len bsantragt. Derjenige, der nachweisen könne, dase er ein Anteil 

habe, werde entschädigt und wer nachweise, dses eine Parzelie ihm ge. 

höre, könne den %iald behalý, en, i, 1 anderen Falle werde die Gemeinde 

die einzelnen Parzellen kaufeng 

Soh. dler Beinrad: Ich möchte das Sahreiben, worin der üegierung mit. 

geteilt worden ist, dass die Gemeinde kein Interesse an den noch 

bestehenden Konsortenwäldern hab e. seheu. Ich bedaure�dase man solche 

achen schreiben kann. Die Wahrheit ist tdase der 4emeinderat beschloß.. 

sen hat, dase man ein Interesse an dem Kauf der Konsortenwalc; (er hat. 

Der Landtag beschliesst sodann einstirnmig, das Gesetz von 1918 

mit den entsprechenden vorgeschlagenen Aenderungen wieder in Kraft 

zu setzen. 

4.. Gehaltaerhöhung für die äemeindevorsteher� 

Reg. Chef; verweist darauf, daas anlasalich einer Konferenz mit den 

Gemeindefunktionaren die Anregung gema ht worden aei, die Mindestgem 

halter der ''emeindevorateer und Gemeindekassiere den verteuerten 

Lebensbedingungen auzupassen"F4ine Anpassung an die Weuerung sei 

zweifellos gerechtfertigt. Die Regierung schlage vor, dass die bishei. 

rigen gesetzlichen Mindestansatze der Ortsvorsteher um 2o% erhöht 

werdän. Hinsichtlich der Gehalter der 4emeindekassiero 
glaubt die 

Regierung, eine Neufestsetzung noch zu verschieben, 

ýý 
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Bihler: Wenn schon über die Gehaltserhöhung der ('emeindeivor- 

Steher gesprohen wird, so möchte ich beantragen, dass auch die Ge- 

halte der Geistlichen Herren bäne Erhöhung erfahren. Sie haben ein 

Vermögen verstudiert und sind in ihren Ansprüchen sicher beschei- 

den-)fan soll ihnen geben, dass sie leben können. 

Drot: Ich möchte vorschäagen, dass die Regierung die Kompetenz 

erhält, die Teuerungszulage für die Geistlichen in einer bestimm. » 

ten Höhe festzulegen, 

wisch; Ich ware zuerst für die Behandlung der Gehaltserhöhung der 

Vorsteher und dann für die Behandlung des Antrages Bühlerts� 

Prisident: Der Vorschlag der Regierung lautet auf 2e % Erhöhung 

auf den gesetzlichen Mindestgehalt, 

Sehädler Meinrad: Ich stelle den Antrag, es soll den Gemeinden über- 

lassen werden, ob man mehr bezahlen will oder nicht, 

Pr!. sident: Wenn eine Gemeinde meint, der Vorsteher verdiene es nicht, 

dann soll die Gemeinde einen bestellen, der es verdient� 

Rasch: Die Erhöhung soll nicht den gemeinden berlacuen w erden. Wsnn 

der Vorsteher nur einigermassen seine Pflicht tuh, ist er noch 

Schlecht bezahlt, 

Schädler Eugen: Eine Mindesterhöhung soll festgelegt weruen, Ob eine 
"emeinde weitergehen will, ds, s©11 ihr iiberlae ena sein, 

2räsident: Wir stimmen ab über die Zutrage. Der 1. Antrag lautet 

auf Erhöhung von 20% des Mindestgehaltes. 

Dieser Antrag wird in der Abstiramung mehrheitlich angen ommen, wo- 

mit sich eine Abati'w-wing über den 20Antrag des Meinrad Schädier 

erübrigt. 

Bühler bringt abermals die Gehaltserhöhung der Gesitlich keit zur 

Sprache und glaubt, dasu ein Pfarrer Prs., 4ooo und ein Kaplan pr. 

3700 haben müsse. 
Präsident macht den Vorschlag, die Regierung zu beauftragen, die Ab.. 

gelegenheit im Einvernehmen mit dem H Ordinariat zu regeln in 

dem Sinndemdass ungefährl/3 mehr Gehalt bezahlt würde. 

Dieser Antrag wird einsti-lmig gutgeheissen. 

5. Abänderung der Verordnung betr. die Bekämpfuuug der Tuberkulose. 

Reg. Chef: Bis jetzt haben bei der TbowUntersuchung der Sohulkincier 

damniienm8lohaäalm ý 
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in den jchulen immer 2 Aerate mitgewirkt und sie haben 75 Rpedafür 

Pro Kind bezogen und die Wegentechädigung. Diese 75 Rp. haben sie 

müssen unter sich teilen, Der Aerzteverein und die Tbc-Kommission 

sind der Ansi eht, dass. es genüge, wenn nur ein Arzt diese Untereu- 

ohu4g vornehme*was die Durchführuug c: ier Untersuchung wesentlich 

erieichtere. Insikünftig würde also nur mehr ein Arzt allein diese 

Probe für 5o Rp. pto Kind machen plus viegentschadigung, Die Regie- 
r 

gierung soll durch eine Kundmachung die Bevölkerung auf diese Ge- 

geetzesänderung aufmerksam machen. 

7* Sub von tionagesu ehe-. 

a) Gemeinde jriesen um Erhöhung der Subvention an die Kosten 

der Kirchenrenovation. 

Kindle ersucht um stattgebung. Der Pfarrer von Friesen habe sich 

Geaezzeaabýtýäcýxang in der Abstimmung eir"eti[7, mig be&ahloseen *Die Re- 

dann zusteht, wenn trotz Vornahme geeigneter Vorsichtemasonahmen 

Sehaden entsteht, 

Im vorgeschs! +p. eaen AamtaT7S011AniwnZ'l witü in ä%rir. l aaa Wugtt ' fxeiý 

eteheaas" geetrtthýa. eR3C ateeer Ab.. nderang wird dtv vergeachlageas 

rang beantragt, diesem Antrage stattzugeben. 

-Ver Landtag stimmt diesem Antrage diskussionslos einstimmig sa. 

Punkt 5 der Tagesordnung wird von der 'ageaordnung abgesetzt# 

Abý: nderung von irt, 34 des Jag gesetzee vom e0.1®. 31. 

Dr. Vo 
, t: Es haben sieh die letzten Jahre Anstände ergeben wegen 

Beech&tdigung der Obstblume durch F; ild. Nach dem Jagdgesetz musste 

bisher der Jagdherr die Schäden vergii,, en, Es wäre nach Auffassung 

der negierung nicht mehr als re ht, wenn eine Entschädigung nur mehr 

die grösste Mühe gegeben, di e Saat e zu finanzieren. Eine Erhöhung 

des Voranschlages sei erfolgt, weil die alte Decke nicht mehr begas.. 

sen werden konnte. 

Ler Antrag der Regierung auf Gewährung einer Erganzungeaubven- 

tion von Pre�2ooo. - wird einstimmig angenorn-nen, 

b) Subvention an die Anaehaffungskosteu einer Drescherei in 

Triesenberg. 

Dr. Vogt: macht darauf aufrierksam, dass der Landtag In der letzten 

Sitzung für eine Dreseherei in Ganprin 30$ an die Kosten gewährt 

ýý bohmm 

e-
ar

ch
iv.

li



7 

habe, wi hrend für Triesenberg seitens der Regierung nur eim 2e$ 

Sge Subvention beantragt werdeeEs geht nicht an, eine ungleiche 
Behandlung angedeihen zu lassen, 
echter spricht sich für eine gleiche Behandlung aus, da sie in 

Triesenberg so notwendig gewesen sei wie in Gamprin. 

Sch, ä. dler Meinrad ersucht um gleiche Rehandlung, also auch 30$« 

der Landtag bewilligt einstig mig eine Subvention von 

3o$ an die eigentlichen Maschinenkosten von Pra, 2881.05. 

o) Subvention der Dörranlage von Ecuard Mündle in Mauren. 

Z2E . Chef betont, dass eine Subvention seinerzeit zugesichert wor 

den sei. Die Regierung beantragt eine 20$ ige Subvention der reinen 

Kosten der Dörranlage, 

Wähler Ich würde es nicht fdrgrecht finden, diese Anlage nur mit 

2o% zu subventionberen und andere Einrichtungen, mit 3o7. Ich be- 

antaage 305 besondere auch, weil die Regierung im Herbst diese 

Auffassung hatte. 

Se,, Ieý Mir ist zu Ohren gekornen, daas die Dörranlagen sehr gut ren- 

tieren, da sie verbilligten S': -rom hsben, Auch habe die Dörranlage in 

Vaduz für das Usego viel gedörrt und Private seien zurÜckgestellt 

worden. 

Dr. Vogt: Eine S, romvsrbilligung ist deshlab gewährt worden, weil 

es eine volkswirtschaftlich ausserordentliche wichtige Einrichtung 

ist. 

Bühler: Eine solche Anlage masse in 3-4 Jahren abbezahlt sein und 

wenn de i Szrompreia normal gewesen wä. re, so kaure das Dörren nicht 

in Frage* 

Riech: Ich habe nicht gehört, dass in Vaduz jemand zurüokgeetellt 

oder abgewiesen worden Ware Ich wurde gleich hoch eubvea, tionieren 

wie eine Drescherei, 
einstimmi 

Der Landtag beschliesst sodann/ ne o ige Subvention an die 

reinen Kosten der Dörranlage mit de:: ' Außlage, daae die Dörranlage 

in erster Linie für die Produkte der hiesigen Bevölkerung zur Ver- 

fügung gestellt wird. 

d) Sabüention an die Kosten einer Drescherei in Mauren. 

Der Landtag bewilligt auch hiefiir eine 30%Ige Subvention an die 

S Z 
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$Osten von Fr. 39oo abzüglich des Verkaufserlöeee der alten Anlage, 

also für Fr. 26eo. 

e} Subvention an die Kosten des Stellegrabenn in Giemprin. 

Der Landtag gewährt einsti-imig einen Landeabeitrag von 30% der 

arbeitslöhneý 

des Sýreýaeteilgraýº f) Subvention nn dig Kosten der daaulierungl 

bann in RuaKell. 

Auch hiefiir gewährt der Landtag eine Sub en tion von 30% 

der Arbeitslöhne� 

$8eler beantragte eine höhere Subven tion, da nun viele Brücken, die 

'Vorgesehen waren, in Wegfall Mommen, 

Praeident hält diese Brückenkosten nicht für hoch und der Vorbbil 

Bei praktisch nicht so wesentlioh, da nur Röhren eingelegt worden 

z'µreti, 

}g Subvention an die Kosten des Al stallen auf GafaduraI 

Der Landtag bewilligt biefür einstimmig eine Subvention von 

3o% der 
. Arbeitslöhne bei Berichtigung des Kostenvoranaohlegea ge. 

m, 'ý. as Vorschlag des Bauamtes, 

h) Subvention an die Kosten der Abwaaserleitung in der GmdTrienon. 

Zins dles Ich mochte beantragen, dasa man 30% an die Gesamtkosten gibt 

da auch das Abwasser von der Landstrasse abgeleitet werde. 

fräeident: Vom Standpunkte des Bauamtes ist eine höhere 8ubveotion 

Uß 30% d(r Arbeitslöhne aus Konsequensgründen abzulehnen. Ich möchte 

im Interesse eiu, er gleichförmigen Behandlung 30$ an die Arbeitslöhne 

befürworten� 

Der Antrag der Kogier. ung auf Gewährung einer Subvention von 3o$ 

an die Arbeitslöhne wird in der Abstimmung mehrheitlich angeno, men� 

8¢ Arbeiterschutzgeeetzý 

. Chef: Die Legierung beantragt, eine Komiaeinn zur Beratung- und 

Vorbereitung des Gesetzes zu bestellen. 

Ler LPudtag stimmt diesem Antrage der Negierung zu und w , hlt 

in die Kommission die Abgeordneten: Joeet. Sele, Bberle, Naohter, BruD- 

hart Louie und Oswald Btihler. 

Präsident: bringt eine Versicherung der &jhulkinder für den Turn 

unterricht zur Diskussion und ereuchtum Stellungnahme des Landtages, 

sq- 
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In der Konferenz der Lehrer sei diese Anregung auf Versicherung 

Ee der Schulkinder geßallen. Er habe bereits Offerten: eingezogen. 

stelle sich jetzt die Frage, ob diese Schülerversicherung grund- 

sätzlich obligatorisch durchgeführt werden NU» oder ob sie wild 

bestehen soll. Es sei in diesen Palle begründet, dass sowohl Gemein- 

de als auch das Land sich an dieser Versicherung beteiligen würden 

Und dann wären die Kosten von 3.4ooo Fr. tragba r. Ich möchte n cht 

verlangon, daes hemte ein formelle Beschlussfassung erfolgt. Ich 

möchte nur grundsätzlich die J ellungnahme des jAandtages kennen, 

ob eine solche Versicherung obligatoi7isoh durchführbar und er- 

'wünscht wäre. Ich würde es begrüssen und würde mir die 2rämientei. 

lung etwa hlabscheidig zwischen Land und Gemeinde vorstellen. 

$ Uh)-er ist für vorsichtige Behandlung beim Abschluss einer Verziehe. 

rung-Es sollten gewisse Falle genau abegklart werden. 

President stellt fest, dass man grundsätzlich für eine solche Ver- 

sicherung aei, so dass man die Sache weiter verfolgen könne� 

Mittagspause* 

9, Neuerungszulagen an die Beamten, Angestellten u. Lehrer für 1943. 

eg. C;., eß; Letztes Jahr hat der Landtag eigen Kredit von 1 rer55, ooe 

für die Teuerungszulage zur Verfügung gestellt*Die Teuerung ist 

seither nur weiter gestiegen. Der offiesielle Index ist 49% und 

in Wirklichkeit betragt er für viele Artikel loo%. Grundsätzlich 

wird eine Teuerungszulage nicht abgesprochen werden. könneo. Wir 

haben bei der Legierung beschlosseo, dem Landtage den Antrag zu 

stellen, dür Liechtenstein die gleiche Behandlung hinsichtlich der 

Teuerungszulagen vorzuschlsgen, wie sie in der Schweiz gehandhabt 

wird, Bekanntlieh ist die Teuerung hier und mm in der Schweiz na- 

gefahr die gleiche und wir leben unter den gleichen erschwerten 

Verhältnissen,.; Ienn die liechten steiniechen Beamten die sehweize. 

rieche Teuerungszulage zuerkannt wird, so sind sie noch nicht dort, 

wo die Schweizerbeamten sind. Dort sind die Gehalte-, bekanntlich 

viel, höher. Wir glsubin also, auoh aus diesem runde dem Landtage 

mit voller Berechtigung die Uebernahme des Schlüssels der EidgenO 

teuerungezulagen en da Bundespersonal voreohbä@gn zu soll®n. 

Ein Vorschlag ist noch unterbreitet wordes, man möchte das Mindeet» 

alet von 18 auf 16 Jahre heruntersetzen� Es handelt sich also tis. rnw, 
ý15 
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i grundsatzlichder 
_3idg, 

'egelung zuzustirnrnen mit der Abanderung, dass 

nur Kinder unter 16 Jahren die Kinderzulage bekorirnen. Dabei besteht 

bei der hegierung die Lloinung, dass wenn während des heurigen Jah- 

res in der Schweiz andere Ansätze zur Anwendung kornmen, diese auch 
in Liechtenstein angewendet werten würden und dass mea nichtje 

dermal deswegen zusammensitzen und beraten müaste. Das MIM 

hätte für 1943 zu gelten, 
Kiesei Mein Standpunkt ist wohl vom letzten Jahre her noch be- 

kannt und ich habe ihn noch nicht gefindert. Ich sehe nicht ein, dass 

einer, der Fr. 6ooo Rehalt hat, noeh mehr bekommen soll. Nir haben 

noch diele�die nicht auf M9ZU 1Fr. 3o00 verdienst kornneu sind sie 

missen es auch raachen. Ich habe meine Auffassung noch nicht ge- 

andert 

Sele: Grundsätzlich bin ich nicht gegen die Weuerungszulage, aber 

prozentual macht das zuviel. Ich könnte nur zustiL'rnen, wenn vom Land- 

tags die Zustimmung gegeben wird, dass für die Anderen und die Ar. 

beiterschaft diese Zulage auch gegeben wird. Die Teuerungszulage 

für die £'eamtm ist recht, aber die Kinderzulage an die Beamten 

8011 genau so gehandhabt werderr, wie die andere K. inderzulage4Bei den 

Arbeitern erhält derjenige, der das Existenzminimum erreicht, keine 

MinderzrulAge und beim Deamten, erhalt ei jecier, das kann ld nicht 

verstehen, 

3te. ýrei'; Rir haben heuer Fr. 70, o0o eingesetzt im Budget als Kinder- 

zulage für die Schwäoherbemltt©lten. 

Dr. Vogt; Es muse berücksichtigt werden, daar ei der Beamtenschaft 

derjenige, der keine Kinder hat, zu Gunsten dessen, der Eint? er hat, 

verzichtet. 

Biihler: Ich habe meinen Standpunkt auch nicht gelindert nur irn umge- 

kehrten Sinn. Heute sind wir dazu entecheidea, ob es gerechtfertigt 

ist, ob der iwes ttie eiLwe. nq$U+'ri; ief 11011 gfl@£ t. iUM. bar rva$b mir gxoh t, 

(1999 jedwr mal cl @ ander. 'r. hlenetnger~piclct werdevv. ich würde das 

allein aehandeln und objektiv heurteilen. Nntweder haben sie in 

Friedenszeiten viel zu viel gehabt oder jetzt viel zu wenig. Ioh 

stehe auf dem Standpunkte, d9aB man vom jjeamteu volle Arbeit ue}d 

pflichtgetreue Dienstpflichterfüllung verlangt und auf der aDde. 

,. 
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P 

ýmýýeým®ýhgdý®Nýroýýý. mýýimýiaüýoýemýtbýmm4º 
ren Seite soll auch eine angemessene Bezahlung erfolgen. Das ist 

meine Auffassung und die kann ich nicht ändernd 

Sahädler Eulen; Wenn sie heute nicht berechtigt aind, diese Teuerungs- 

zulage zu bekommen, dann haben sie im Frieden zuviel gehabt. Ich fin- 

de aber, dass ihnen das gegeben wirdwas ihnen gehört. Man hat dem 

Arbeiter auch gegeben 

ýräsident: Man muse auch berüoksi chtigen, wie ein gröacorer Betrieb 

J. 9 Lieohtens tein seine Beamten bezahlt. Der Staat ist der grösste 

°etrieb im Lamde. Andere Betriebe im Lande haben ihren Angesteli« 
l 
ten auch erhöhte Löhne bezahhh. Ea gibt auch aölche, die im privaten 

Leben mehr verdienen als der AJ'eamte. IMM Es besteht auch eine Ver- 

antwortung für den yeamten, für die er T ersönlich haftet. 

Zeg. Chef unterstützt den 2r1 eidenten und zählt die Falle auf, wa 

im Lande grössere Einkommen bestehen als bei den Loamten, Esxwäre 

unrecht, wenn man diese Gruppe so zurücksetzen würde, 

Oehri; Gogen die Teuerungszulage bin ich nicht, Ea ist nun heute se, 

Aber das andere mit der Kindersulage passt mir auch nircht. Für 

1943 könnte ich mich noch einverstanden erklärea, aber +iase das 

auch dann upater gelten soll, das passt mir nicht. 

ýiele: wäre en nicht auch möglich, daas wenn in der Schweiz eine Lohn- 

erhöhung für Arbeiter eintritt, dieae dann auch für die liechteQ- 

eteinischen Arbeiter ''eltung hätte. 

Präsident; Das wird nicht gut möglich sein, weil in der. Schweiz 

nicht eine einheitliche Lohnregelung besteht. Sie ist kantonal ver- 

schiekiea 

Jele; Könnte sich cer Landtag nicht bereit erklären, prGzentual 

den Arbeitekn auch soviel hinaufzugehen, wie den 'ceamten. 

Dr. Vogt; Ein wesentliches Hindernis besteht nicht, ich bin aber da.. 

gegen, daas -n an versucht, den Landtag zu kaufeit, Es soll kein Kuhhandel 

sein. Wenn Sole glaubt, dasa eine Erhöhung der Kinderzulage :fr Min.. 

derbemittelte berechtigt sei, eo soll er diese seine Wünsche bei 

der Budgetberatung vorbringene 
kriseident; 'r'enn die Arbeiterschaft mit einer Forderung gekommen i 

iat, so ist man immer entgegengekommen. Mit der Lohnerhöhung für die 

Arbeiter ist man voraus gegangen, w1hrend die Beamtenfrage immer 
13.7 
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hinten nach kommt, Ich glc, ube, die Arbeiterschaft sollte sich be- 

wuest sein, daas man ihre Belange immer sorgfältig; prüft, wenn es 

notwenuig ist. Aber zusammenhängen 8411 man es nicht, durch eine 

Solche Kellerei kommt eine ungesunde Treiberei herans, 

Eberle; Den Arbeitern wäre es natürlich geuient, wel; - die Ichnerhö- 

hung in der Schweiz auch bei uns Anwendung fände. Wir könnten viel- 

leiclht vom Vaband sus eine solche Eingabe an die Regierung machen. 

Sele: Ich verstehe nur nicht, dass -die beamtetukinuer iiehr wert sein 

solien, als die Kinder der ArbeiteroDie letztjahrice Sache der Ver- 

teilutng der Kinderhilfe hat auch nic t gefa. len. Jeder, der sie 

nicht bekont en hat, hat geachumpfen. 

Ei ch ist heuer für eine Erhöhung des 3: xistenzmini^lums. 

("ehrt vertritt die ge-entellige Ansicht. 

EbOrl® spricht si eh für die Anwendung des in der Fabrik in Triesen 

angewendeten Schlüssels aus, 

Dr. Vogt Der Arbeiterverband so. t uns Vorschläge . machen. 

Der Präsic, ent misst sodann absti-imen, wer damit einver. etanc? en ist, 

dass die Kinderzulage bei den beamten nur für Kinder bis zum l6, an- 

statt bis zum 18.. +ebens jahr gegeben werde, soii dies bezeut°en durch 

Randerheben. Dieser Antrag wird mehrheitlich an¬Yenorttten, 

Alsdann sti"amt der Landtag über die Teuerunr-szulage der Beam- 

ten, Angestellten und Lehrer gem¬lse der Vorlage ab. Die Vorlage wird 

in der Abstim7r. ung mit lo Stirnen anggenom en. 

ý'ele; Ich möchte festj7e3tellt haben, das: ich wegen der nicht mit. r 

gestir>>rit habe, woil ich die Kinderzulage mochte separat haben, wie 

bei den Arbeitern. Ans dienern Grunde habe ich nicht mitgestirir'it� 

Kindle sich bin ein Gegner dieser =Sache gewesen. Ee sollte aber bes- 

ser verteilt werden als letztes Jahr, denn letztes Jahr hat niemand 

mehr geschampfen, als die beamten selber. 

10. BehandlunL der Bud*eta 1943. 

Es wird die erste Lesung des Gesetzes titelweise vorgenornr, en, 

in Titel II, Schule wird eine Korrektion der Gehalte 'er wehreehwge.. 

tern, sowie der Lehrer der Landesschule vorgenomrien. 

rrfisident erwähnt, dase die Ge}: altserhöhung der Lehrschweetern mit im 

15% vorgesehen sei�Der Posten Heizung und dele uchtung der äeoundair. 

59 
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Schule Wird ebenra1. Lu kui"rgtert, da ein Vettrag mit der md. Eschen 

besteht-Der Gemalt der Lehrrein Kölbener, der versehentlich vergea- 

8613 

nnd 

244 

Bei 

Wordon we"r, wird unter dia : )ohuien Vaduz und . ia then ausý-; etedlt 

budgetiert. Die , Ausgaben für Schule werden endsumilich mit Pr. 

309.49 budgetiert. 

Tit. IV beantragt Rich, das0 das 4ieinbaugeseta baldigst zur Be- 

bandlung korri gen sollt � 
01hri, fragt an, ob nicht auch für Dienstmäd hen in der "andwirtschaft 

eine Iciochtprttmi e ausgesetzt werden könnte. 

Dr... Vo t klärt au!, daas fair 1943 eine heue "e ; elung des Arbeiteein- 

Satzes in der "anclwirttic-haft gepiant0 und in Vorbereitung aei, wie 

Sie in der Schweiß sei� 

.b ei Tit. I% spricht sich Abg. Sele für Aeuffhung des IRU)i Altersverr 

sicherungsfondes aua. Die Zinsen sollten dazugeschlagen werden Letz- 

tOs Jahr habe man sie abgehoben. 
te g. 4i: ef: Es erhebt eich die 1 rundsLtzl: iche Fage, ob es opportun ist $ 
heute grosse Fonde anzulekeno 

In 2. Lesung macht der Frn. Qident auf die voz. enornýýenerý Aencýeruýp- 

gen in Budget aufmerksam und schreitet sodann zur Abstimmung über 

das Finanzgesetz pro 1943, wobei er bemerkt, dass es uns besser geht, 

818 alten ringeheruni, ja sogar bezuer, als wir es verdient haben. 

Das Gesetz wird in der Vorlage einstimmig a ngenommen, wobei 

Zindle einen Vorbehalt bei der Teuerungszulage der J3eamten macht, 

fýaýaxaaaýssý 

Dr. yogt macht darauf aufinerksam, dass nach dem 'achen rechte 'weg- u. 

fahrrechte nicht ! elten, weni sie nicht im Grundbuche eingetragen 

eind. Der betreffende Artikel vorn Ja. -henrocht ist ausr. ©r Funktion 

gesetzt worden. Es miisse die . 
brist zur Eintragung von Dienstbarkei- 

ten ins Grundbach erstreckt werden, da sie mit Ende 1942 ablaufe� 

Es wird beantregt, diese Frist auf weitere 5 Jahre zu erstreckte, 

Das Gesatz vorn 5,1,1933 LdGB1. Nr. 2 wird im Landtage unter Wegfall 

von Art, 2 mit einer Fristerstreckung bis 1948 und mit der 

Drir, glichkeitsklausel einstimmig in der Abstimilling zum Gesetze 

erhoben,. 

Kindle regt an, dass die 'andtagswahlen baldigst ausgeschrieben werdea% 

was zur kenntnie p eno Urnen wird, 93 
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Schädler Melinrad: Ich hätte auch noch einen Wunsch anzubringen, 
Nachdem der Äanal zu Ende geht, hätte ich gemeint, sollte man das 
Tunnel nicht vergessen, nachdem es schon ein paarmal beschlossen 

worden ist. Jetzt sollte man es in Angriff nehmen. Ich habe da grosae 
Zahlen ge eehen, wi die Berger nicht viel davon haben. Wenn man woll- 
te, könnte man jetzt das Tunnel machen. Dass man zuerst den Kanal 

gemacht hat, ist ja reeht, rnan kann ihn jetzt brauohen. Für den Trie- 

senberger ist das Tunnel von grösster Wichtigkeit. 

Prasident: Grunds 
. tzlich ist es beschlosaen. Technisch wird es in 

nächster 4eit nicht gut möglich aein, Vergeesen ist das Tunnel über- 

haupt nicht. Die Anregung ist recht, aber es ist entsprechend den 

gegebenen Verhältnissen darauf Bedacht zu nehmen. 

Dr� Vo : Ich würde befirwortee, dass die Frag des Tunnelbaues nicht 

aus dem Gedächtnis verschwindet und dass weiter gearbeitet wird, 

Das Lawenawerk hat ein eminentes Interesse daran. Angenblicklich 

kommt es jeuoch nicht in Frage, 

Kindle regt na, dass Massnahmen getroffen wordengdaso vor Umschrei. 

bun, ea von Nachlassen die Erbschaftssteuern gezahlt werden müs- 

sen. 

B übler unterstützt den Antrag, wobei noch andere Sachen geregelt wer- 

, 
den sollten, 
rräsident beantregt, den Landesausschuss zu wählen. 

Gewählt werden in den Landesaussohus die Mitglieder der Finanz- 

$ömmseioa: OhrilSele, Rýsch und Bühler. 

'äeg. Chef: Ich danke den Herren Abgeordneten für Ihre Mitarbeit im 

"vergangenen Jahre und erkläre hiemit von der Ermächtigung des Fürsten 

Gebrauch machend, den Landtag für geschlossene 

Schluss der Sitzung *6 Uhr* 
Mae= =anasasa===s=a=aaacmmaa=r==a-aca= 
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